






































Anlage 1

MWA Mittelmärkische Wasser- und Abwasser GmbH Bilanz zum 31. Dezember 2017
Kleinmachnow

A K T I V A P A S S I V A

31.12.2017 31.12.2016 31.12.2017 31.12.2016
EUR EUR EUR EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Gezeichnetes Kapital 500.000,00 500.000,00
entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche II. Kapitalrücklage 370.698,73 370.698,73

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte 43.606,00 58.469,00 III. Gewinnrücklagen
andere Gewinnrücklagen 1.987.934,83 1.799.495,26

II. Sachanlagen IV. Jahresüberschuss 125.922,40 188.439,57
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und 2.984.555,96 2.858.633,56

und Bauten einschließlich der Bauten auf
fremden Grundstücken 1.866.900,34 1.968.720,99

2. Betriebs- und Geschäftsausstattung 509.348,00 511.865,00 B. Rückstellungen
2.376.248,34 2.480.585,99 1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche
2.419.854,34 2.539.054,99 Verpflichtungen 1.084.652,00 1.075.976,00

2. Steuerrückstellungen 0,00 19.969,10
3. Sonstige Rückstellungen 331.332,62 267.446,75

B. Umlaufvermögen 1.415.984,62 1.363.391,85
I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 134.916,00 142.381,94 C. Verbindlichkeiten
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 467.990,46 638.193,17

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 2. Verbindlichkeiten aus Lieferung und Leistungen 389.063,64 297.878,61
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 11.158,54 24.471,00 3. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 0,00 400.438,05
2. Forderungen gegen Gesellschafter 450.624,46 0,00 4. Sonstige Verbindlichkeiten 59.657,68 55.504,33
3. Sonstige Vermögensgegenstände 97.609,65 76.903,10 916.711,78 1.392.014,16

559.392,65 101.374,10

III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 2.141.395,19 2.786.216,80
2.835.703,84 3.029.973

C. Aktiver Rechnungsabgrenzungsposten 61.694,18 45.011,74

5.317.252,36 5.614.039,57 5.317.252,36 5.614.039,57



Anlage 2
MWA Mittelmärkische Wasser- und Abwasser GmbH Gewinn- und Verlustrechnung 

Kleinmachnow vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017

2016
 EUR EUR EUR

1. Umsatzerlöse 9.352.277,34 9.490.821,81

2. Sonstige betriebliche Erträge 54.473,76 48.131,51
9.406.751,10 9.538.953,32

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

und für bezogene Waren 1.158.814,98 1.548.544,56
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 2.102.988,19 2.064.747,79

3.261.803,17 3.613.292,35

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 3.734.668,53 3.480.480,09
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 827.467,15 789.158,30
davon für Altersversorgung T€ 122 (Vj. T€ 109) 4.562.135,68 4.269.638,39

5. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens und Sachanlagen 298.692,50 286.718,50

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.032.788,51 1.041.844,80
9.155.419,86 9.211.494,04

7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 255,54 1.293,94

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 64.660,14 72.264,79

9. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 51.480,62 59.185,46

10. Ergebnis nach Steuern 135.446,02 197.302,97

11. Sonstige Steuern 9.523,62 8.863,40

12. Jahresüberschuss 125.922,40 188.439,57

2017
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I.   Grundsätzliche Angaben 
 
Der Jahresabschluss der Mittelmärkischen Wasser und Abwasser GmbH für das 
Geschäftsjahr 2017 wurde nach handelsrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften 
aufgestellt. Von den größenabhängigen Erleichterungen für kleine und mittelgroße 
Kapitalgesellschaften wurde in geringem Umfang Gebrauch gemacht. 
 
Leerposten wurden gemäß § 265 (8) HGB nicht berücksichtigt. 
 
Die nach den gesetzlichen Vorschriften bei den Posten der Bilanz oder der Gewinn- und 
Verlustrechnung anzubringenden Vermerke wurden - ebenso wie die wahlweise in der 
Bilanz bzw. Gewinn- und Verlustrechnung oder im Anhang zu machenden Vermerke - 
ausnahmslos im Anhang aufgeführt. 
 
Die Vorjahreszahlen werden in Klammern angegeben. 
 
 
II.   Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 
 
Die Gliederung der Bilanz erfolgt gemäß § 266 Abs. 2 und 3 HGB. 
 
Die entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände werden zu 
Anschaffungskosten unter Berücksichtigung linearer Abschreibungen bewertet. 
 
Die Sachanlagen werden auf der Grundlage der Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 
angesetzt. In den Herstellungskosten sind Zinsen für Fremdkapital, das zur Finanzierung 
des Herstellungsvorganges eingesetzt worden ist, enthalten. 
 
Gegenstände, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, werden entsprechend ihrer 
Nutzungsdauer planmäßig linear über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
abgeschrieben. Anschaffungspreisminderungen, die dem Vermögensgegenstand einzeln 
zugeordnet werden können, sind abgesetzt. 
 
Sogenannte Geringwertige Anlagegüter mit einem Anschaffungs- bzw. 
Herstellungswert von 100,00 € bis 410,00 € werden in voller Höhe im Jahr der 
Anschaffung abgeschrieben. Sie werden gemäß den Vorschriften in einem besonderen 
Verzeichnis erfasst. 
 
Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden zu Anschaffungs- und Herstellungskosten 
bewertet. Bei der Bewertung wird das Niederstwertprinzip beachtet. 
 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden mit ihrem Nennwert 
angesetzt. Bei den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen wurde keine 
Wertberichtigung vorgenommen, da ein Ausfallrisiko nicht erkannt wurde. Es werden 
zum Bilanzstichtag keine Forderungen von einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 
ausgewiesen. 
 
Der Kassenbestand und die Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nennwert angesetzt. 
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Die Eigenkapitalpositionen sind zum Nennwert angesetzt. Das Stammkapital entspricht 
§ 4 des Gesellschaftsvertrages und der Eintragung im Handelsregister. Das gezeichnete 
Kapital wurde in voller Höhe eingezahlt. 
 
Die Bewertung der Pensionsrückstellung erfolgt grundsätzlich in Höhe des nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrages. Für die 
Berechnung der Pensionsverpflichtungen wurde im Berichtsjahr ein von der 
Bundesbank nach § 253 Abs. 1 Satz 2 bis 4 HGB für eine Laufzeit von 15 Jahren 
vorgegebener durchschnittlicher Marktzins von 3,68 % vorgenommen. Die Bewertung 
erfolgt mit einem Zins auf Basis eines 10-Jahres-Durchschnitts unter Berücksichtigung 
einer Gehaltssteigerung von 2 % sowie einem Rententrend von 2 %. Sie wurden unter 
Anwendung des Anwartschaftsbartwertverfahrens nach den biometrischen „Richttafeln 
2005 G“ von Heubeck berechnet. Der Unterschiedsbetrag aus der Vergleichsbewertung 
mit dem 7-Jahres-Durchschnittszins gemäß § 253 Abs. 6 HGB beträgt 84.914 €. Dieser 
Betrag unterliegt einer Ausschüttungssperre. 
 
Die sonstigen Rückstellungen beinhalten sämtliche nach vorsichtiger kaufmännischer 
Beurteilung erkennbaren Risiken und sind mit dem Erfüllungsbetrag bilanziert. 
Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr sind mit einem 
entsprechenden Zinssatz abgezinst.  
 
Die Bewertung der Verbindlichkeiten erfolgt mit dem Erfüllungsbetrag. 
 
Die Gewinn- und Verlustrechnung ist gemäß § 275 Abs. 2 HGB nach dem Gesamt-
kostenverfahren aufgestellt worden. 
 
Haftungsverhältnisse i.S. v. § 251 HGB haben zum Bilanzstichtag nicht bestanden. 
 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen bewegen sich im Rahmen der für 
Versorgungsunternehmen und seine Dienstleister üblichen Verpflichtungen. 
 
 
III.   Erläuterungen zur Bilanz  
 
Die Entwicklung des Anlagevermögens einschließlich der Abschreibungen des 
Geschäftsjahres 2017 ergibt sich aus dem nachfolgenden Anlagespiegel. 

 
Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von 11 T€ (24 T€) 
beinhalten im Wesentlichen Verkäufe und den Wechsel von Messeinrichtungen 
(Gartenwasserzähler) und sonstige Leistungen. 
 
Forderungen gegen Gesellschafter resultieren aus der Abrechnung der laufenden 
Betriebsführung. Forderungen gegen den Wasser- und Abwasserzweckverband "Der 
Teltow" bestehen in Höhe von 250 T€ (0 T€) und gegen den Wasser- und 
Abwasserzweckverband „Mittelgraben“ in Höhe von 200 T€ (0 T€). 
 
Die sonstigen Vermögensgegenstände resultieren u.a. aus von im Folgejahr 
abzugsfähigen Vorsteuern 4 T€ (2 T€) und Forderungen gegen das Finanzamt aus 
Umsatzsteuer 26 T€ (34 T€), aus Gewerbesteuer 2017 in Höhe von 17 T€ (9 T€) und 
aus Körperschaftsteuer in Höhe von 23 T€ (18 T€). 
 



  Anlage 3 
  Seite 4 
 

Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von 62 T€ (45 T€) umfasst 
Aufwendungen für das Folgejahr. 
 
Unter der Kapitalrücklage werden unverändert die vom Wasser- und Abwasserzweck-
verband "Der Teltow" (286 T€) sowie vom Wasser- und Abwasserzweckverband 
"Mittelgraben" (85 T€) geleisteten Einlagen ausgewiesen. 
 
Zuführungen zu den Steuerrückstellungen 2017 wurden für die Körperschaftsteuer 
einschließlich Solidaritätszuschlag und Gewerbesteuer 2017 in Höhe von 0 T€ (6 T€) 
gebildet.   
 
Von den sonstigen Rückstellungen 331 T€ (262 T€) entfallen auf die Archivierungs-
kosten 112 T€ (110 T€), für Urlaubsverpflichtungen 108 T€ (73 T€), Aufwand für 
Jahresabschluss 22 T€ (20 T€) und Steuerberatung 1 T€ (1 T€), Beiträge zur 
Berufsgenossenschaft 30 T€ (27 T€) sowie auf ausstehende Rechnungen 58 T€ (31 T€). 
Rückstellungen für Prozesskosten für ein Kostenrisiko wurden nicht neu gebildet und 
betragen 0 T€ (5 T€). 
 
Verbindlichkeiten bestehen gegenüber Kreditinstituten in Höhe von 468 T€ (638 T€), 
aus Lieferungen und Leistungen 389 T€ (298 T€), gegenüber dem WAZV „Der Teltow“ 
0 T€ (301 T€) und gegenüber dem WAZV „Mittelgraben“ 0 T€ (99 T€).  
 
Sonstige Verbindlichkeiten beinhalten im Wesentlichen Verbindlichkeiten aus Lohn- 
und Kirchensteuern 52 T€ (50 T€) und gegenüber Sozialversicherungen 6 T€ (5 T€). 
 
Die Restlaufzeiten der einzelnen Verbindlichkeiten werden im nachstehenden 
Verbindlichkeitsspiegel ausgewiesen: 
 

  
  

Restlaufzeit 
ggü.   Art der 

C. Verbindlichkeiten 31.12.2017 
bis 1 
Jahr 

über 1 
Jahr 

davon über 
5 Jahre 

Gesell-           
schaftern 

Sicher-     
heiten 

Sicher-     
heiten 

  T€ T€ T€ T€       
  (VJ T€) (VJ T€) (VJ T€) (VJ T€)       

1.   Verbindlichkeiten gegenüber 
      Kreditinstituten 

468         
(638) 

173         
(175) 

295         
(463) 

0             
(0) - 

638 Grund 
schulden 

 
2.   Verbindlichkeiten aus 
      Lieferungen und Leistungen 

389         
(298) 

389         
(298) - - -     

3.   Verbindlichkeiten gegenüber 
      Gesellschaftern 

0             
(400) 

0             
(400) - - 

0             
(400)     

4.   Sonstige Verbindlichkeiten 
60           

(56) 
60           

(56) - - -     

Gesamt 917         
(1.392) 

622         
(929) 

295         
(463) 

0             
(0) - 

638 
  

 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen gemäß § 285 HGB bestehen für Leasing-, Miet- 
und ähnliche Nutzungsverträge. Die Kosten betragen in 2017 26 T€ (18 T€). Die 
Erhöhung resultiert aus im Berichtsjahr begonnenem Kfz-Leasing. Sie werden auch in 
den nächsten Jahren in vergleichbarer Höhe anfallen. 
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IV.   Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

 
 
Die Umsatzerlöse gliedern sich wie folgt: 
  

  2017 2016 
  T€ T€ 

1.   Betriebsführung des Wasser- und Abwasser-
zweckverbandes "Der Teltow" 4.702 4.632 

2.   Betriebsführung des Wasser- und Abwasser-
zweckverbandes "Mittelgraben" 1.904 1.829 

3.  Betreuerleistungen für Investitionen für die 
2.592 2.836 Verbände und Arbeiten für Dritte 

  

4.   Sonstige Umsatzerlöse 154 194 

Insgesamt 9.352 9.491 

 
 

 In den sonstigen Umsatzerlösen 2017 sind Umsätze aus Arbeiten für Dritte 14 T€ (20 
T€), aus Nebengeschäften 51 T€ (82 T€), Lagerverkäufen 35 T€ (33 T€), Erlöse aus 
Schrottverkäufen und gebuchte Mahngebühren in Höhe von 4 T€ (1 T€), sowie Erträge 
aus der Pausenversorgung 18 TE (19 T€) und geldwertem Vorteil 13 T€ (12 T€) enthal-
ten. Ebenfalls sind hier Skontoerträge in Höhe von 19 T€ (27 T€) gebucht. 

  
 Die sonstigen betrieblichen Erträge in Höhe von insgesamt 54 T€ (48 T€) beinhalten 

Erstattungen durch die Versicherung 3 T€ (5 T€), Erträge aus dem Abgang von Anlage-
vermögen 7 T€ (10 T€), Erträge aus dem Verbrauch und der Auflösung von Rückstel-
lungen 12 T€ sowie periodenfremde Erträge aus der Stromsteuererstattung für das Vor-
jahr 32 T€ (27 T€).  
 

 In den Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sind im Wesentlichen Auf-
wendungen in Höhe von 285 T€ (580 T€) für Investitions- und Instandhaltungs-
material, Aufwendungen in Höhe von 580 T€ (575 T€) für Energiebezug, 86 T€ (112 
T€) für den Bezug von Nutriox und 43 T€ (42 T€) für den Bezug von Kraftstoffen ent-
halten. Für andere Verbrauchsmaterialien werden insgesamt 165 T€ (240 T€) ausgewie-
sen. 

 
Die Fremdleistungen beinhalten unter anderem weiterberechnete bezogene 
Fremdleistungen in Höhe von 1.576 T€ (1.506 T€), Aufwendungen für die Wartung und 
Instandhaltung der Anlagen der Zweckverbände mit 158 T€ (218 T€), Fäkalienabfuhr 
mit 369 T€ (334 T€), sowie für Laboruntersuchungen in Höhe von 0 T€ (7 T€). 
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Die Veränderung der Laborleistung resultiert aus der Vergabe durch die 
Zweckverbände. Ebenfalls ist man dazu übergegangen, Fremdleistungen für Wartung 
und Instandhaltung der Anlagen der Verbände direkt durch diese zu beauftragen, was 
den Rückgang in Höhe von 60 T€ gegenüber dem Vorjahr erklärt. 
 
In den sozialen Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für 
Unterstützung sind unter anderem 122 T€ (109 T€) für Altersversorgung sowie 33 T€ 
(29 T€) für Beiträge zur Berufsgenossenschaft BG ETEM enthalten. 
 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen betreffen insbesondere Dienstleistungen für 
EDV in Höhe von 183 T€ (149 T€), Rechts- und Beratungskosten von 29 T€ (45 T€), 
Dienst- und Fremdleistungen von 262 T€ (290 T€), Werbungskosten von 58 T€ (63 T€), 
Aufwand für Lehrausbildung, Fort- und berufliche Weiterbildung 115 T€ (118 T€) und 
für Kfz Unterhaltung 61 T€ (54 T€). Des Weiteren werden hier unter anderem Porto, 
Telefonkosten, Fachliteratur und Bürobedarf, Versicherungen, Reisekosten sowie 
Betriebskosten des Geschäftsgebäudes ausgewiesen. 
 
Zinserträge sind aufgrund der anhaltenden Niedrigzinsphase nur in Höhe von 0,5 T€ 
(1 T€) gebucht. 
 
Zinsen und ähnliche Aufwendungen enthalten 41 T€ (41 T€) aus der Aufzinsung der 
Pensionsrückstellung und 2 T€ (2 T€) aus der Aufzinsung der sonstigen Rückstellung 
Der Zinsaufwand aus der Inanspruchnahme des Darlehens für das Geschäftsgebäude 
sank um 7 T€ auf 21 T€ (28 T€). 
 
Die Steuern vom Einkommen und Ertrag beinhalten mit 21 T€ (24 T€) die 
Gewerbesteuer, mit 31 T€ (35 T€) die Körperschaftsteuer und Kapitalertragsteuer 
einschließlich Solidaritätszuschlag. 
 
Unter den sonstigen Steuern in Höhe von 9 T€ (9 T€) werden Grundsteuern für das 
Betriebsgebäude von unverändert 4 T€ und Kfz-Steuern von 5 T€ ausgewiesen. 
 
Der Jahresüberschuss beträgt 125.922,40 € (188.439,57 €). Die Geschäftsführung 
schlägt vor, den Jahresüberschuss auf neue Rechnung vorzutragen. 
 

 
 

V.   Sonstige Angaben 
 
Alleiniger Geschäftsführer der Mittelmärkischen Wasser- und Abwasser GmbH ist seit 
dem 1.12.2012 Herr Felix von Streit, Diplom Kaufmann. 
 
Das 2017 erfasste Honorar des Abschlussprüfers beträgt für die Abschlussprüfung des 
Geschäftsjahres 10 T€ (10 T€) incl. Reisekosten und Auslagen.  
 
Der durchschnittliche Personalbestand beträgt im abgelaufenen Geschäftsjahr - ohne 
den Geschäftsführer - bei den Lohnempfängern 31 Mitarbeiter, bei den 
Gehaltsempfängern 45 Mitarbeiter und 2 Auszubildende, insgesamt 78 Mitarbeiter. 
 
Von der Unterlassungsklausel nach § 286 Abs. 4 HGB bezüglich der Angabe der 
Gesamtbezüge des Geschäftsführers wurde Gebrauch gemacht. 





MWA Mittelmärkische Wasser- und Abwasser GmbH Anlage 4
Kleinmachnow

Entwicklung des Anlagevermögens zum 31.12.2017

Afa Buchwert Buchwert

Stand              
01.01.2017

Zugang
davon           
Zinsen

Umbu-
chungen

Abgang
Stand        

31.12.2017
Stand              

01.01.2017
Zugang                        
2017

Zugang Umbuchg.
Abgang

Stand       
31.12.2017 31.12.2017 31.12.2016 Afa RBW

€ € € € € € € € € € € € € % %

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Konzessionen, gewerbl. Schutzrechte u. ä. 387.261,97 26.085,67 0,00 0,00 5.707,20 407.640,44 328.792,97 39.757,80 3.590,53 0,00 4.516,33 364.034,44 43.606,00 58.469,00 9,75 10,70
    Rechte u. Werte sowie Lizenzen an 
    solchen Rechten und Werten

Summe immaterielle VG 387.261,97 26.085,67 0,00 0,00 5.707,20 407.640,44 328.792,97 39.757,80 3.590,53 0,00 4.516,33 364.034,44 43.606,00 58.469,00 9,75 10,70

II. Sachanlagen

  1. Grundstücke und grundstücksgleiche 4.064.113,10 32.483,35 0,00 0,00 0,00 4.096.596,45 2.095.392,11 134.304,00 0,00 0,00 0,00 2.229.696,11 1.866.900,34 1.968.720,99 3,28 45,57
       Rechte mit Geschäfts-, Betriebs-
        und anderen Bauten

  2. Betriebs-und Geschäftsausstattung 1.971.252,92 122.127,70 0,00 0,00 164.692,35 1.928.688,27 1.459.387,92 124.630,70 16.693,97 0,00 164.678,35 1.419.340,27 509.348,00 511.865,00 6,46 26,41

Summe Sachanlagen 6.035.366,02 154.611,05 0,00 0,00 164.692,35 6.025.284,72 3.554.780,03 258.934,70 16.693,97 0,00 164.678,35 3.649.036,38 2.376.248,34 2.480.585,99

III. Finanzanlagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Anlagevermögen insgesamt 6.422.627,99 180.696,72 0,00 0,00 170.399,55 6.432.925,16 3.883.573,00 298.692,50 20.284,50 0,00 169.194,68 4.013.070,82 2.419.854,34 2.539.054,99 4,64 37,62

Anschaffungs-/Herstellungskosten Jahres Afa Durchschnittdavon Abschreibungen auf
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Lagebericht  der 
Mittelmärkischen Wasser - und Abwasser GmbH  

für das Geschäftsj ahr 2017 
 
 
1. Grundlagen und Geschäftsmodell des Unternehmens 
 

Die Mittelmärkische Wasser- und Abwasser GmbH (MWA) ist ein regional tätiger Betriebsführer 
für die Wasser- und Abwasserzweckverbände „Der Teltow“ und „Mittelgraben“. Seit ihrer 
Gründung 1994 durch diese beiden Zweckverbände stellt sie die Versorgung der Einwohner der 
Region mit Trinkwasser sicher und entsorgt ihr Schmutzwasser. Derzeit umfasst das 
Einzugsgebiet der Zweckverbände die Gemeinden Kleinmachnow, Stahnsdorf und Teltow im 
WAZV „Der Teltow“ sowie Michendorf und Nuthetal im WAZV „Mittelgraben“. 
 
Die MWA sorgt für den Betrieb, die Unterhaltung und die Bauüberwachung der im Eigentum der 
Zweckverbände befindlichen Wasser- und Abwasseranlagen und nimmt außerdem die Verwaltung 
und kaufmännische Betriebsführung für die Verbände wahr. Den rechtlichen und wirtschaftlichen 
Rahmen ihrer Tätigkeiten geben die Satzungen der beiden Zweckverbände sowie die 
Betriebsführungsverträge mit den Zweckverbänden vor. 
 
Als kommunaler Arbeitgeber und Auftraggeber in der Region steht neben der Sicherung von 
Arbeitsplätzen die kostengünstige Wasserversorgung und Schmutzwasserbehandlung auf dem 
aktuellen Stand der technischen Möglichkeiten an erster Stelle. Darüber hinaus werden die schon 
bestehenden Lösungen zur digitalen Kundenkommunikation weiter ausgebaut und optimiert. 
 

 
2. Wirtschaftsbericht 

2.1. Rahmenbedingungen 
 

Die MWA als Betriebsführer der beiden Zweckverbände ist durch Gesellschaftsvertrag auf die 
technische und kaufmännische Betriebsführung von Trinkwasser- und Abwasseranlagen nebst 
Planung, Errichtung und Instandhaltung derselben festgelegt. Ihr Tätigkeitsfeld erstreckt sich 
dabei ausschließlich auf das Gebiet der beiden Zweckverbände. Alle Umsätze aus 
Betriebsführung und Betreuung von Bauleistungen werden daher nahezu vollständig aus 
Aufgabenstellungen der Zweckverbände erzielt und nur in sehr geringem Umfang (< 2%) aus 
Nebenleistungen generiert. 
 

 
2.2. Geschäftsverlauf 

 
Im abgelaufenen Geschäftsjahr 2017 wurden im Rahmen der Betriebsführung für die WAZV 
knapp 86.000 Einwohner der betreuten Region mit 4,08 Mio. m³ Trinkwasser (Vorjahr 4,11 Mio. 
m³) versorgt und 3,57 Mio. m³ Schmutzwasser (Vorjahr 3,43 Mio. m³) entsorgt. Darüber hinaus 
betreute die MWA die Erstellung von rd. 150 Neuanschlüssen von Kunden an das zentrale Trink- 
und Abwassernetz der Zweckverbände sowie die Erneuerung/Sanierung von Trink- und 
Abwassersystemen mit einem Bauvolumen von rd. 7,42 Mio. €.  
 
Die Umsatzerlöse aus allen Tätigkeiten lagen mit 9,35 Mio. € in 2017 rd. 5% unter den geplanten 
Umsätzen von 9,84 Mio. €. Abweichend zur Planung entwickelten sich die Umsätze aus 
Betriebsführung um -300 T€ rückläufig, die Umsätze aus den sonstigen Leistungen und 
Nebentätigkeiten sanken um -190 T€. Ursächlich für die Verringerungen sind die Ende 2016 
begonnene Verlagerung des Bezugs von Material- und Bauleistungen direkt in die WAZV. 
 
Neben dem laufenden Betrieb der technischen Anlagen und der Umsetzung von Erweiterungs- 
und Erneuerungsprojekten wurde in 2017 mit einer umfassenden Reorganisation der MWA 
begonnen, die in 2018 fortgeführt wird. Sie umfasst neben strukturellen Veränderungen und 
Prozessanpassungen auch eine grundlegende Überarbeitung der IT-Struktur.  
 
Die Kosten für die Klärung der „Altanschließer-Problematik“ haben sich gegenüber dem Vorjahr 
spürbar reduziert. Insgesamt hat das Thema an Dominanz verloren. 
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2.3. Wirtschaftliche Lage 
 
a. Vermögenslage 
 
 

Strukturbilanz 2017 31.12.2017   31.12.2016 

der MWA T€ %   T€ % 

Grundstücke und Bauten    1.867         35,1         1.969         35,1    

BGA & übrige VG       553         10,4            570         10,1    

langfristig gebundenes Vermögen     2.420         45,5         2.539         45,2    

            

Vorräte       135           2,5            142           2,6    

Forderungen & Sonstige VG       621         11,7            147           2,6    

Flüssige Mittel    2.141         40,3         2.786         49,6    

kurzfristig gebundenes Vermögen     2.897         54,5         3.075         54,8    

            

Aktiva     5.317       100,0         5.614       100,0    

            

Eigenkapital    2.985         56,1         2.859         50,9    

Rückstellungen    1.196         22,5         1.186         21,1    

Verb. gegenüber Kreditinstituten       295           5,6            463           8,3    

langfristig verfügbares Kapital     4.476         84,2         4.508         80,3    

            

Rückstellungen       219           4,1            177           3,2    

kurzfristige Verbindlichkeiten       622         11,7            929         16,5    

kurzfristig verfügbares Kapital        841         15,8         1.106         19,7    

            

Passiva     5.317       100,0         5.614       100,0    
 
Die Vermögenslage der MWA ist durch eine Eigenkapitalquote von 56 % und eine deutliche 
Überdeckung des langfristig gebundenen Vermögens durch langfristiges Kapital gekennzeichnet.  
 
Wesentliche Veränderungen in der Bilanz gegenüber dem Vorjahr sind in den Forderungen 
gegenüber den Gesellschaftern aus der Betriebsführungsabrechnung zu finden. Die planmäßige 
Rückführung der Objektfinanzierung für das Geschäftsgebäude sowie die Erhöhung des 
Eigenkapitals durch den Jahresüberschuss führen zu einer Verbesserung des 
Verschuldungsgrads (Fremdkapital /Eigenkapital) von 96,4 % in 2016 auf 78,1 % in 2017. 
 
 
b. Finanzlage 
 
Die Liquiditätssituation der MWA war im Geschäftsjahr 2017 zu jeder Zeit sicher. Bestehende 
langfristige Fremdmittel von Kreditinstituten sind bis 2020 konditioniert und wurden planmäßig 
anteilig in 2017 zurückgeführt. Die weiteren Fremdmittel sind kurzfristig. 
 
In den langfristigen Rückstellungen sind Pensionsrückstellungen für ausgeschiedene Mitarbeiter 
und für die gesetzlich vorgeschriebene Aufbewahrung von Unterlagen enthalten.  
 
Die Bilanzstruktur ist ausgeglichen, Risiken aus der Unternehmensfinanzierung werden nicht 
erwartet. 
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Kapitalflussrechnung der MWA  2017 2016 

 
 TEUR   TEUR  

Jahresergebnis          126             188    
 +   Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens          299             287    
 +/- Veränderung der Rückstellungen            53                -1    
 +/- Veränderung der Forderungen und anderer Aktiva         -468             892    
 +/- Veränderung der Verbindlichkeiten und anderer Passiva         -305               28    
 +   Gewinn aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens             -                  -      
 +/- Zinsaufwendungen/Zinserträge            65               71    

 =   Cash Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit         -230          1.465    

 -   Auszahlungen für Investitionen in Sach- und Finanzanlagen         -181            -103    
 +  Einzahlungen aus dem Abgang von Gegenständen des  
     Anlagevermögens             -                 10    
 +  erhaltene Zinsen              1                 1    

 =  Cash Flow aus der Investitionstätigkeit         -180              -92    

 +  Einzahlungen aus Kreditaufnahmen             -                  -      
 -   Auszahlungen für Kredittilgungen         -170            -168    
 -   gezahlte Zinsen           -65              -74    

 =  Cash Flow aus der Finanzierungstätigkeit         -235            -242    

Cash Flow im Berichtsjahr          -645          1.131    

  Finanzmittelbestand zum 01. Januar       2.786          1.655    
Finanzmittelbestand zum 31. Dezember       2.141          2.786    

Veränderung Finanzmittel          -645          1.131    
 
 
Die Reduzierung des Cash Flow aus der laufenden Geschäftstätigkeit ergibt sich aus dem Aufbau 
von Forderungen bei gleichzeitigem Abbau von Verbindlichkeiten gegenüber den Gesellschaftern 
im Geschäftsjahr 2017. 
 
Die unter der Planung liegenden Ausgaben für Investitionen ergeben sich im Wesentlichen aus 
dem erstmaligen Leasing von Fahrzeugen, deren Beschaffung als Investition geplant war. 
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c. Ertragslage 
 
Das Betriebsergebnis der MWA zum 31.12.2017 belief sich auf 191 T€ und liegt damit unter dem 
Ergebnis des Vorjahres (259 T€). Die Umsatzrentabilität ist von 2,0% in 2016 auf 1,3% in 2017 
weiter gesunken. 
 

Ertragslage der MWA  31.12.2017 
 

31.12.2016 

 
       T€         % 

 
       T€          % 

Umsatzerlöse          9.352           99,4            9.491           99,5   
sonstige betriebl. Erträge               55             0,6                 48             0,5   

Betriebsleistung          9.407         100,0   
 

         9.539         100,0   

Aufwand RHB & Waren          1.159           12,3            1.548           16,2   
Fremdleistungen          2.103           22,4            2.065           21,7   

Materialeinsatz          3.262           34,7   
 

         3.613           37,9   

Rohergebnis           6.145           65,3   
 

         5.926           62,1   

Personalkosten          4.562           48,5            4.270           44,8   
Abschreibung             298             3,2               287             3,0   
sonstige betriebl. Aufwendungen          1.094           11,6            1.110           11,6   

Betriebsergebnis              191             2,0   
 

            259             2,7   

Finanzergebnis -65   -0,7   -71   -0,7   

Jahresergebnis              126             1,3   
 

            188             2,0   
 
 
Die Betriebsführungsentgelte werden entsprechend den bestehenden Betriebsführungsverträgen 
auf Basis der VOPR 30/53 gegenüber den Verbänden abgerechnet. Unterjährig erfolgt die 
Ermittlung der Höhe der Abschlagszahlungen auf Basis von Selbstkostenfestpreisen. Nach 
Erstellung des Jahresabschlusses wird die endgültige Höhe des Betriebsführungsentgeltes auf 
Basis von Ist-Daten abschließend ermittelt. 
 
Die Struktur der Erlöse im Zusammenhang mit den WAZV für 2017 im Einzelnen, ohne sonstige 
Erlöse der MWA (167 T€): 
 

Erlösstruktur MWA  (in T€)  WAZV "Der Teltow"  
 

WAZV "Mittelgraben"  

2017 2016 
 

2017 2016 

Betriebsführung Wasser       2.441,0          2.366,3             705,0             651,5    
Betriebsführung 
Schmutzwasser       2.260,0          2.266,1          1.200,0          1.177,1    

Gesamt       4.701,0          4.632,4            1.905,0          1.828,6    

Sonst. Leistungen Wasser       1.090,0          1.297,8             510,0             614,0    
Sonst. Leistungen 
Schmutzwasser          569,0             483,6             424,0             440,5    

Gesamt       1.659,0          1.781,4               934,0          1.054,5    

Umsätze WAZV        6.360,0          6.413,8    
 

      2.839,0          2.883,1    
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Die Kosten für den kaufmännischen und technischen Betrieb der Zweckverbände und die 
Fäkalienabrechnung für die Zweckverbände sind im Betriebsführungsentgelt enthalten. Für die 
Fäkalabfuhr einschließlich Transportkosten sowie die Vorhaltung des Bereitschaftsdienstes 
wurden Festpreise kalkuliert und den Zweckverbänden monatlich separat in Rechnung gestellt. 
Den tatsächlich angefallenen Kosten wurde entsprechend den Betriebsführungsverträgen ein 
Zuschlag für Unternehmerwagnisse von 3 % hinzugerechnet. 
 
Die sonstigen Leistungen sind gegenüber dem Vorjahr mit 2,8 Mio. € stabil geblieben. Sie werden 
im Wesentlichen aus der Betreuung der Investitions- und Sanierungsmaßnahmen der 
Zweckverbände erzielt. 
 
 
d. Gesamtaussage 
 
Trotz des in 2017 gegenüber dem Vorjahr rückläufigen Umsatzvolumens wird der 
Geschäftsverlauf und die Lage der Gesellschaft insgesamt als gut beurteilt. Den geringeren 
Umsätzen stehen im Vergleich zum Vorjahr auch sinkende Gestehungskosten gegenüber bei 
jedoch steigenden Personalkosten. Die Umsatz- und Kostenrelationen spiegeln damit die 
Preisbildungsbestimmungen der Betriebsführungsverträge wider, welche stets zu nur schwach 
positiven Jahresergebnissen führen. 
 
Der zum Bilanzstichtag bestehende Liquiditätsstatus dokumentiert die solide Finanzsituation. Die 
Konditionen für bestehende Finanzierungen sind bis zum Laufzeitende 2020 gesichert, sodass die 
Gesellschaft keinerlei Finanzierungsrisiken unterliegt. 

 
 
3. Prognose-, Chancen- und Risikobericht 

 
3.1. Prognosebericht 
 
Wie in den Vorjahren ist der Ausbau des Prozessleitsystems und des technischen 
Betriebsmanagements zur Steuerung und zum kostenoptimalen Betrieb der Anlagen sowie zur 
Verbesserung des Personal- und Geräteeinsatzes ein Schwerpunkt im technischen Bereich der 
MWA. Neben der Sicherstellung des störungsfreien Betriebs der Wassergewinnungsanlagen und 
Abwassersysteme werden die gewonnenen Daten auch zur Entscheidungsfindung bei der 
Reinvestition und Instandhaltung herangezogen. 
 
Die zunehmende Akzeptanz des Online-Portals der MWA verbessern die Möglichkeiten, 
insbesondere im Rahmen der kaufmännischen Betriebsführung der WAZV, den 
Kundenbedürfnissen nach aktuellen Informationen und müheloser Kommunikation zu 
entsprechen. Aufbauend auf den bisherigen Erfolgen werden in den kommenden Jahren weitere 
Investitionen und organisatorische Maßnahmen in diese Richtung erfolgen. 
 
Die Liquidität entwickelte sich im Geschäftsjahr erwartungsgemäß leicht rückläufig. Der 
Liquiditätsstatus zum 31.12.2017 wird sich im aktuellen Geschäftsjahr 2018 aufgrund zahlreicher 
Investitionen weiter reduzieren. Die Gesellschaft kann alle erwarteten Investitionen aus 
Eigenmitteln finanzieren. 
 
Für das Geschäftsjahr 2018 werden steigende Umsatzerlöse in Höhe von 9.620 T€ entsprechend 
den gestiegenen Gestehungs- und Personalkosten erwartet. Die Ergebniserwartung für 2018 ist 
mit rd. -100 T€ erstmals negativ aufgrund zahlreicher Restrukturierungsmaßnahmen in der MWA, 
die gegenüber den WAZV nicht in der Betriebsführungsabrechnung zum Ansatz kommen. 
 

  































Allgemeine Auftragsbedingungen  
für  

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften  

vom 1. Januar 2017 

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in 
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten. 

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet 
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. 

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
  

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 



(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt. 

 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, 
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden. 

 

 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.  

 

12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

 

13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen. 

 

15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht. 


